<Absender-Name>

<Absender-Adresse>

<Absender Ort PLZ>

EINSCHREIBEN

An das AMS 
Regionalstelle …..........................

Geschäftsstellenleiter/in
…..................................................
….................................................

<Ort>, <Datum,>
Betrifft: Kenntnisnahme der Rechtslage über die Zuweisung zu „gemeinnützige Personal​über​lasser“ 
Sehr geehrte Herr/Frau …
Ich wurde am .... von ....... zum gemeinnützigen  Personalüberlasser …. zugewiesen.

<allenfalls näher Umstände beschreiben>
Laut § 23 Absatz 3 AMSG sind sie für die rechmässige Durchführung der Geschäfte in der Geschäftsstelle verantwortlich: „Der Leiter der Geschäfts​​stelle behält jedoch auch bei einer Übertragung die Verantwortung für die ordnungsgemäße Erledigung der Angelegenheiten.“
mit diesem Schreiben setze ich Sie über die Rechtslage bezüglich Zuweisungen zu gemeinnützigen Personal​überlassern zur Kenntnis und bitte Sie um Bestätigung der Kenntnisnahme. 
1. Verletzung grundsätzlicher arbeitsrechtlicher Bestimmungen
§ 1155 ABGB
(1) Auch für Dienstleistungen, die nicht zustande gekommen sind, gebührt dem Dienstnehmer das Entgelt, wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, die auf Seite des Dienstgebers liegen, daran verhindert worden ist; er muss sich jedoch anrechnen, was er infolge Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung erworben oder zu erwerben absichtlich versäumt hat.
(2) Wurde er infolge solcher Umstände durch Zeitverlust bei der Dienstleistung verkürzt, so gebührt ihm angemessene Entschädigung.
Die Arbeitsverträge der gemeinnützigen Personalüberlasser sehen jedoch eine sittenwidrige Pauschal​entlohnung nach Transitarbeitskräfteregelung des BABE-KV vor, die oft deutlich unter der kollektivvertrag​lichen Entlohnung während der Personalüberlassung ist.

Gemäß Urteil OGH 9ObA80/11x haben auch Kollektivverträge die geltenden Rechtsprinzien einzuhaolten, andernfalls sie rechtswidrig sein können:

2. Es entspricht der ständigen Rechtsprechung, dass der normative Teil eines Kollektivvertrags nach den Auslegungsregeln der §§ 6, 7 ABGB auszulegen ist (RIS-Justiz RS0008807; RS0010088). Die Gerichte haben die Kollektivverträge dahin zu überprüfen, ob sie gegen höherrangiges Recht, also die Verfassung, europäisches Gemeinschaftsrecht, zwingendes Gesetzesrecht, die guten Sitten oder tragende Grundsätze des Arbeitsrechts verstoßen (8 ObA 30/00w). Kollektivvertragliche Rechtsansprüche sind zwar in jede Richtung regelbar. Die Gestaltungsfreiheit der Kollektivvertragsparteien findet jedoch ihre Schranke in der mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte, vor allem in der Konkretisierung der wertausfüllungsbedürftigen Generalklauseln des Zivilrechts (insbesondere § 879 ABGB; RIS-Justiz RS0018063; 8 ObA 20/09p ua). Die Kollektivvertragsparteien sind bei der Gestaltung des Kollektivvertrags insbesondere auch an den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz gebunden, wenngleich in Anbetracht ihrer Interessenwahrungspflicht von einer sogenannten „abgeschwächten“ Grundrechtsbindung auszugehen ist (8 ObA 30/00w; 9 ObA 229/02w ua).« 

Gerade die extrem niedrige Pauschalentlohnung nach BABE-KV (eine einzige Gehaltsstufe für alle Verwendungengruppen und Branchen!) widerspricht eklatant den oben genannten Prinzipien!
Weiters wird der Arbeitskräfteüberlasserkollektivvertrag umgangen, der während der Überlassung Zuschläge von bis zu 19% vorsieht.
2. Verletzung Arbeitslosenversicherungsrechtliche Bestimmungen
§ 9 Absatz 7 AlVG lautet: „(7) Als Beschäftigung gilt, unbeschadet der erforderlichen Beurteilung der Zumut​barkeit im Einzelfall, auch ein der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt dienendes Arbeits​verhältnis im Rahmen eines Sozialökonomischen Betriebes (SÖB) oder eines Gemeinnützigen Beschäf​tigungs​​projektes (GBP), soweit dieses den arbeitsrechtlichen Vorschriften und den in den Richt​linien des Verwaltungsrates geregelten Qualitätsstandards entspricht. Im Rahmen dieser Qualitäts​standards ist jedenfalls die gegebenenfalls erforderliche sozialpädagogische Betreuung, die Zielsetzung der mit dem Arbeitsverhältnis verbundenen theoretischen und praktischen Ausbildung sowie im Falle der Arbeits​kräfteüberlassung das zulässige Ausmaß überlassungsfreier Zeiten und die Verwendung über​lassungs​freier Zeiten zu Ausbildungs- und Betreuungszwecken festzulegen.“
Punkt 6.6.2 der  AMS-Bundesrichtlinie BGS/AMF/0722/9985/2008 (SÖB-Richtlinie) lautet: „Nach dem Eintritt in ein Dienstverhältnis darf die Stehzeit bis zur effektiven Überlassung im Durchschnitt nicht mehr als 3 Wochen betragen. Der Anteil der Stehzeiten während der gesamten Transitbeschäftigung darf im Durchschnitt nicht mehr als ein Drittel betragen. Die überlassungs​freien Zeiten sind für Ausbildungs- und Betreuungszwecke zu nutzen.“ Übereinstimmenden Berichten von gemeinnützigen Personalüberlassern zugewiesenen Personen sind dieses Einrichtungen durchwegs weit von diesen Zielvorgaben entfernt. Das AMS hat mir bislang keine Belege zur Kenntnis gesetzt, aus denen die Erfüllung der gesetzlich gefor​derten  Qualitätskriterien hervor geht. Somit überwiegt auch der Betreuungsanteil! 
Bezüglich Transitarbeitsplätze stellt VwGH-Urteil 2006/08/0252 unmißverständlich fest: „Ein befristeter Transitarbeitsplatz, der im Rahmen eines vom Arbeitsmarktservice vermittelten Kurses angeboten wird, wobei der potentielle Dienstgeber mit dem Kursveranstalter identisch ist, wird am Arbeitsmarkt nicht üblicherweise angeboten. Er stellt somit auch keine "sonst sich bietende" Beschäftigungsmöglichkeit im Sinne des § 9 AlVG dar, und seine Ablehnung kann folglich auch nicht den Sanktionen des § 10 AlVG unterliegen.“ Eine konkrete Zuweisung zu diesem Transitarbeitsplatz habe ich aber nicht erhalten!

Die Erläuternden Bestimmungen der AlVG-Novelle 2007 legen zu § 9 Abs. 7 und 8 AlVG fest: „Sozial​ökonomische Betriebe dienen der Förderung der Beschäftigung von arbeitslosen und schwer vermittel​baren Personen in Produktions- oder Dienstleistungsbetrieben von gemeinnützigen Trägern. Sie stellen marktnahe, befristete Arbeitsplätze (so genannte „Transitarbeitsplätze“) zur Verfügung und haben den Auftrag, vor allem Personen mit eingeschränkter Produktivität bei der Wiedererlangung jener Fähig​keiten zu unterstützen, die Einstiegsvoraussetzung in den regulären Arbeitsmarkt sind. Im Rahmen eines Wirtschaftsbetriebes werden Betreuungs- und Trainingsmöglichkeiten für am Arbeitsmarkt benach​teiligte Personen geboten sowie die Reintegration in den regulären Arbeitsmarkt durch Beseitigung von Vermittlungshemmnissen und durch Qualifizierungsmaßnahmen vorbereitet.“ Bei SÖB’s handelt es sich somit um begründungspflichtige Transitarbeitsplätze, die zuvor vom VwGH auch als Wiederein​gliederungs​maßnahmen gewertet wurden!
Es wurde bei mir weder dargelegt, warum ich eine „schwer vermittelbare Person“ sein soll, worin meine „eingeschränkte Produktivität“ liegt, welche „Fähigkeiten, die Einstiegsvoraussetzung in den regulären Arbeitsmarkt sind“ mir fehlen noch die Vermittlungshindernisse genannt. Auch konnte mir nicht erklärt werden, wie durch dieses „Arbeitsverhältnis“ ich in den Arbeitsmarkt „integriert“ werde und so die Verwendung von Fördergeldern gerechtfertigt wird. Laut  § 1 AMFG hat das AMS  bei der Erlangung eines Arbeitsplatzes „behilflich“ zu sein, also den Bedürfnissen des Einzelfalls angepasste Aktivitäten zu setzen. Nach §§ 29 und 31 sind AMS-finanzierte Maßnahmen in Hinsicht auf Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit begründungspflichtig ebenso dass die Qualifikationen ausgebaut oder erhalten werden.
§ 9 Absatz 8 AlVG legt fest: „Bei Maßnahmen zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt hat das Arbeitsmarktservice der arbeitslosen Person die Gründe anzugeben, die eine Teilnahme an einer derartigen Maßnahme als zur Verbesserung der Wiederbeschäftigungschancen notwendig oder nützlich erscheinen lassen, so weit diese nicht auf Grund der vorliegenden Umstände wie insbesondere einer längeren Arbeits​losigkeit in Verbindung mit bestimmten bereits z.B. im Betreuungsplan (§ 38c AMSG) erörterten Problem​lagen, die einer erfolgreichen Arbeitsaufnahme entgegen stehen, als bekannt angenommen werden können.“ 
Diese Problemlagen liegen bei mir nicht vor, wurden mit mir nicht erörtert und ich hatte daher auch keine Gelegenheit zur Stellungnahme.

Hingewiesen sei insbesonder auf das  bereits zur Rechtslage nach der AlVG-Novelle 2007 ausgesprochene VwGH Urteil 2009/08/0105:
Die Zulässigkeit einer Zuweisung zu einer Maßnahme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt setzt voraus, dass das Arbeitsmarktservice davor seiner Verpflichtung nachgekommen ist, dem Arbeitslosen die Gründe, aus denen das Arbeitsmarktservice eine solche Maßnahme für erforderlich erachtet, zu eröffnen, ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben und den Arbeitslosen über die Rechtsfolgen einer Weigerung, an einer Maßnahme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt teilzunehmen, zu belehren. Von einer ungerechtfertigten Weigerung des Arbeitslosen, an Maßnahmen zur Schulung, Umschulung oder Wieder​eingliederung teilzunehmen, kann nur dann gesprochen werden, wenn sich die Zuweisung auf eine zulässige Maßnahme bezieht und die Weigerung in objektiver Kenntnis des Inhaltes, der Zumutbarkeit und der Erforderlichkeit einer solchen Maßnahme erfolgt. Dazu muss die Behörde die Voraussetzungen für eine solche Zuweisung in tatsächlicher Hinsicht ermittelt und das Ergebnis ihres Ermittlungsverfahrens dem Arbeitslosen - unter Hinweis auf die Rechtsfolgen einer Weigerung - zur Kenntnis gebracht haben. Ein Arbeitsloser, dem Maßnahmen im Sinne des § 9 Abs. 1 A1VG ohne nähere Spezifikation und ohne Vor​halt jener Umstände zugewiesen werden, aus denen sich das Arbeitsmarktservice zur Zuweisung be​rechtigt erachtet, kann im Falle der Weigerung, einer solchen Zuweisung Folge zu leisten, nicht vom Bezug der Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung im Sinne des § 10 Abs. 1 AlVG ausge​schlos​sen werden. Diesbezügliche Versäumnisse anlässlich der Zuweisung des Arbeitslosen zur Schulungs​maß​nahme können im Rechtsmittelverfahren nicht nachgeholt werden (vgl. z.B. das hg. Erkenntnis vom 21. Jänner 2009, Zl. 2006/08/0012, mwN).
Das sich die Begründungspflicht auf §§ 29 und 31 AMSG („Grundsätze bei der Aufgabenerfüllung“) bezieht gelten für mit AMS-Geldern finanziert „Arbeitsverhältnisse zur Wiedereingliederung“ nach wie vor z.B. folgende Verwaltungs​gerichts​hofurteile:
Ich weise Sie darauf hin, dass ich alle Voraussetzungen zum Bezug des Arbeitslosengeldes / der Notstands​hilfe dauerhaft erfülle und bereit bin, nach Klärung aller Voraussetzungen unstrittig gesetzlich erforderliche und sinnvolle Maßnahmen zu machen. Im Falle behaupteter Arbeitsunwilligkeit § 9 oder Ver​eitelung einer vorgeblich rechts​konformen AMS-Maßnahme bzw. einer vorgeblich zumutbaren Beschäf​tigung ist es  rechts​widrig, das Recht auf Parteiengehör durch im AlVG nicht vorgesehene „vor​läufige Bezugs​ein​stellungen“ zu umgehen und durch verfassungs- und menschenrechtswidrigen Existenz​ent​zug mich in der Wahr​nehmung meiner Rechte zu hindern.
Belehrung über die Rechtsfolgen

· Da Sie  über die Rechtslage aufgeklärt wurden, wäre eine Bezugseinstellung  „Missbrauch der Amts​ge​walt“  (§ 302 StGB) und wäre von der Staatsanwaltschaft strafrechtlich zu verfolgen (Straf​rahmen: 6 Monate Freiheitsentzug). 
· Sie können für durch eine rechtswidrig erfolgte Bezugseinstellung entstandene Schäden materieller (Wohnungs​verlust, Kreditzinsen, Bankzinsen, …) und immaterieller Art (Gesundheits​ge​fährdung) nach der Amtshaftung und auf dem Zivilrechtsweg haftbar gemacht werden.  
· Weiters können folgende Straftatbestände zur Anzeige gebracht werden:
· Nötigung (§ 105 StGB, Strafrahmen bis zu 1 Jahr)
· Schwere Nötigung (§ 106 StGB, Strafrahmen 6 Monate bis 5 Jahre)
· Gefährliche Drohung (§ 107 StGB, Strafrahmen bis zu 1 Jahr)
· Beharrliche Verfolgung (§ 107a, Strafrahmen bis zu 1 Jahr)
· Täuschung (§ 108, Strafrahmen bis zu 1 Jahr)
· Untreue (§ 153 StGB, Strafrahmen bis 3 Jahre) (z.B. durch missbräuchliche Verwendung von Versicherten- und Steuergeldern nach AMSG)
· Verletzung des Amtsgeheimnisses (Strafrahmen bis zu 3 Jahre)
Weiters kann  eine rechtswidrige Bezugssperre zur Folge haben:

· Dienstaufsichtsbeschwerden beim AMS Österreich bzw. beim Sozialministerium als Aufsichtsbehörde.
· Beschwerde bei der Volksanwaltschaft  

· Wahrnehmungsbericht an den Bundesrechnungshof über die geplante missbräuchliche Verwendung von Versicherungs- und Steuergeldern
· Sachverhaltsdarstellung an die Agentur für Europäische Grundrechte.
Mit freundlichen Grüßen

<Name-Absender>

Zur Kenntnis genommen:

Name, Funktion, Ort, Datum, Unterschrift
